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Ich komme zurück zum Eigentlichen, zum Bündnis 
für Wohnen in Nordrhein-Westfalen. Das funktioniert 
ganz toll. Alle Verbände sagen: weiter so mit dem 
Bündnis in Nordrhein-Westfalen. Die Bundesregie-
rung sagt: So toll wie in Nordrhein-Westfalen wollen 
auch wir unser Bündnis für Wohnen aufstellen.  

Wir wollen beim BLB Grundstücksmobilisierung be-
treiben, damit die Kommunen diesem guten Beispiel 
folgen und ihrerseits öffentliche Grundstücksverga-
ben in den nachfragestarken Städten möglichst mit 
einer 30%igen Sozialquote versehen.  

Die Verwaltungsanweisung selbst betrifft ja alle 
Kommunen, studentischen Werke, im Grunde die 
Verbände der Wohnungswirtschaft, die informiert 
werden über den Schatz an Grundstücken, der vor-
handen ist und dauerhaft nicht mehr genutzt wird. 
Wir präsentieren die Grundstücke drei Monate im 
Netz. Wir bestimmen als Bauministerium die fachli-
che Ausformulierung der jeweiligen Ausschreibung 
mit, leben also Partnerschaft zum Finanzministeri-
um. 

Sie selbst als Mitglieder im Haushalts- und Finanz-
ausschuss sind ja der TÜV für Transparenz und 
Aufrichtigkeit dieser Verfahren. Ich jedenfalls ver-
traue Ihnen, den Mitgliedern im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss, und ich appelliere an die Oppositi-
on, diesen Mitgliedern doch nicht mit einem solchen 
latenten Misstrauen zu begegnen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Minister Groschek. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vor. Damit sind wir am 
Schluss der Aussprache und stimmen ab. 

Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
Drucksache 16/5778, den Antrag Drucksache 
16/4828 abzulehnen. Wir kommen somit zur Ab-
stimmung nicht über die Beschlussempfehlung, 
sondern über den Antrag Drucksache 16/4828. Ich 
darf Sie fragen, wer diesem Antrag zustimmen 
möchte. – Das sind die CDU-Fraktion, die FDP-
Fraktion und die Piratenfraktion. Wer ist gegen die-
sen Antrag? – Die SPD-Fraktion und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Enthält sich jemand der 
Stimme? – Es gibt eine Enthaltung bei der Piraten-
fraktion. Damit ist der Antrag Drucksache 16/4828 
abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt: 

13 Gesetz über die Zulassung von Zentren und 
über die Einrichtung der Ethikkommission für 
Präimplantationsdiagnostik in Nordrhein-
Westfalen (Präimplantationsdiagnostikgesetz 
Nordrhein-Westfalen – PIDG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/5546 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6207 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 16/6139 

zweite Lesung 

Die Fraktionen haben sich zwischenzeitlich darauf 
verständigt, die Reden zu Protokoll zu geben. 
(Siehe Anlage 1) 

Wir kommen somit direkt zur Abstimmung zunächst 
über den Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP Drucksache 
16/6207. Ich darf Sie fragen, wer diesem Ände-
rungsantrag zustimmen möchte. – Die SPD-
Fraktion, die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die 
FDP- und die Piratenfraktion. Wer ist gegen diesen 
Änderungsantrag? – Es gibt eine Gegenstimme aus 
der CDU-Fraktion. Wer enthält sich? – Der Rest der 
CDU-Fraktion enthält sich. Damit ist der Ände-
rungsantrag Drucksache 16/6207 angenommen. 

Wir stimmen dann über den Gesetzentwurf Druck-
sache 16/5546 ab. Der Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales empfiehlt in Drucksache 
16/6139, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh-
men. 

Wir kommen zur Abstimmung über den eben geän-
derten Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des 
angenommenen Änderungsantrags Drucksache 
16/6207. Ich darf Sie fragen, wer dem Gesetzent-
wurf so zustimmen möchte. – Die SPD-Fraktion, die 
Piratenfraktion, Bündnis 90/Die Grünen, die CDU 
und die FDP-Fraktion. Gibt es Gegenstimmen? – 
Das ist nicht der Fall. Gibt es Enthaltungen? – Es 
gibt eine Enthaltung bei der CDU-Fraktion. Damit ist 
der Gesetzentwurf Drucksache 16/5546 in zwei-
ter Lesung verabschiedet. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt: 

14 Zweites Gesetz zur Änderung des Rettungs-
gesetzes NRW 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/6088 

erste Lesung 

Die Fraktionen haben sich auch hier zwischenzeit-
lich darauf verständigt, nur die Einbringung des Ge-
setzentwurfes durchzuführen. Eine Debatte dazu 
findet heute nicht statt. Frau Ministerin Steffens hat 
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die Einbringungsrede zu Protokoll gegeben. 
(Siehe Anlage 2) 

Wir kommen somit auch hier direkt zur Abstim-
mung. Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung 
des Gesetzentwurfes Drucksache 16/6088 an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les – federführend – sowie an den Innenaus-
schuss und an den Ausschuss für Kommunalpo-
litik. Ist jemand gegen die Überweisungsempfeh-
lung oder enthält sich? – Ich sehe, das ist nicht der 
Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung ange-
nommen.  

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt: 

15 Ausführungsgesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen zum Schwangerschaftskonfliktge-
setz (Schwangerschaftskonfliktgesetz-Aus–
führungsgesetz – AG SchKG) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/6095 

erste Lesung 

Auch hier haben sich die Fraktionen darauf verstän-
digt, nur die Einbringung des Gesetzentwurfes 
durchzuführen. Eine Debatte findet auch hier heute 
nicht statt. Frau Ministerin Schäfer hat die Einbrin-
gungsrede zu Protokoll gegeben. (Siehe Anlage 
3) 

Wir kommen damit auch hier direkt zur Abstim-
mung. Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung 
des Gesetzentwurfes Drucksache 16/6095 an den 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend – fe-
derführend – und an den Ausschuss für Frauen, 
Gleichstellung und Emanzipation sowie an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales. 
Gibt es Gegenstimmen oder Enthaltungen zu dieser 
Überweisungsempfehlung? – Das ist nicht der Fall. 
Damit ist so überwiesen. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt: 

16 Gesetz zur Änderung des Ausführungsgeset-
zes zum Sprengstoffgesetz 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/5788 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 16/6142 

zweite Lesung 

Auch hier gibt es zwischenzeitlich eine Verständi-
gung der Fraktionen. Die Reden werden zu Proto-
koll gegeben. (Siehe Anlage 4)  

Wir stimmen damit direkt ab. Der Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales empfiehlt in Drucksa-
che 16/6142, den Gesetzentwurf Drucksache 
16/5788 unverändert anzunehmen. Wir kommen 
damit zur Abstimmung über die Beschlussempfeh-
lung. Wer möchte dieser Beschlussempfehlung so 
Folge leisten? – Die SPD-Fraktion, die Piratenfrakti-
on, Bündnis 90/Die Grünen, die CDU und die FDP-
Fraktion. Gibt es Enthaltungen oder Gegenstim-
men? – Das sehe ich nicht. Damit ist die Beschlus-
sempfehlung Drucksache 16/6142 angenommen 
und der Gesetzentwurf Drucksache 16/5788 in 
zweiter Lesung verabschiedet. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt: 

17 Gesetz über die LBS Westdeutsche Landes-
bausparkasse (LBSG) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4774 

Änderungsantrag  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6219 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/6143 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6220 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesord-
nungspunkt. Für die SPD-Fraktion spricht zunächst 
der Kollege Börschel.  

Martin Börschel (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Nachdem es nicht gelungen 
ist, auf die Debatte komplett zu verzichten, ein paar 
Gedanken von meiner Seite. Der heute abschlie-
ßend in der Beratung befindliche Gesetzentwurf 
zielt darauf ab, die LBS West zukunftsfähig zu ma-
chen. Landesbausparkassen sollen nicht nur aufs 
Engste zusammenarbeiten, sondern auch fusionie-
ren können. Außerdem wollen wir in dem heute zu 
beschließenden Gesetz die Privatisierungsmöglich-
keit von Landesbausparkassen entfallen lassen.  

Konkreter Anlass für das Gesetzesvorhaben ist, 
dass die LBS West die Landesbausparkasse Bre-
men auf sich verschmelzen will. Dafür ist eine 
Rechtsänderung erforderlich, die wir mit dem heuti-
gen Gesetz vornehmen werden.  
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